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Titel

Ändern in:
Gerechtigkeit statt Spardiktat: Für ein Land, das funktioniert (V-09, V-18, V-102 geeint

Änderungsantrag zu VR-01

Nach Zeile 101 einfügen:
Hierbei sollten wir uns dem Steuerkonzept der SPD anschließen und den
Spitzensteuersatz bei Singles oberhalb 80.000 Euro und bei Verheirateten ab 175.000
Euro von z. Z. 42 Prozen t auf 45 Prozent anheben und bei Top-Verdiener über 278.000
Euro von z. Z. 45 Prozent auf 48 Prozent anheben. werden. Das Ehegattensplitting soll
zu einem Familiensplitting umgebaut werden.

Begründung

"In den ersten acht Jahren der Kanzlerschaft Helmut Kohls (CDU), also zwischen 1982
und 1990, lag der Spitzensteuersatz bei 56 Prozent. Dieser galt ab einem zvE von
130.000 D-Mark. Eingeführt hatte diesen Steuersatz noch Kohls SPD-Vorgänger Helmut
Schmidt. 1990 senkte ihn die Kohl-Regierung auf 53 Prozent ab einem zvE von
120.000 DM. (...) Ein Beispiel: Ein alleinstehender, selbstständig arbeitender
Topverdiener mit einem zvE von 300.000 Euro müsste im Jahr 2023 eine 
Einkommensteuer von 116.692,00 Euro entrichten. Hinzu kommt der 
Solidaritätszuschlag, der ab einer Einkommensteuer von 17.543 Euro erhoben wird.
In unserem Beispiel beträgt dieser 6.418,06 Euro. Insgesamt ergibt sich also eine
Summe von 123.110,06 Euro, die in diesem Beispiel ans Finanzamt gezahlt werden
müsste. Die durchschnittliche steuerliche Belastung liegt in diesem Fall bei 41,04
Prozent.

Zum Vergleich springen wir zurück in das Jahr 1995, als Kohl Kanzler war und der
Spitzensteuersatz 53 Prozent betrug. Wieder gehen wir von einem zvE von 300.000
Euro aus, das der Online-Rechner des Finanzministeriums automatisch in D-Mark
umrechnet. Die zu zahlende Einkommensteuer beträgt in diesem Fall
umgerechnet 147.310,34 Euro. Der damals gerade neu eingeführte 
Solidaritätszuschlag schlägt mit 11.048,27 Euro zu Buche. So ergibt sich eine 
Gesamtsumme von 158.358,61 Euro – also knapp 35.000 Euro mehr als im Jahr
2023. 1995 ist die durchschnittliche steuerliche Belastung in diesem konkreten
Beispiel knapp 10 Prozent höher als 2023.

Geht man also von einem gleichbleibenden zvE aus, zahlen Spitzenverdiener 
heutzutage tatsächlich weniger Steuern als unter Helmut Kohl." Vgl.
Faktencheck Sandra Maischberger: https://antraege.gruene.de/50bdk/gerechtigkeit-
statt-spardiktat-fur-ein-land-das-funktioniert-9941/amendment/create
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weitere Antragsteller*innen

Marco Petrikat (KV Köln); Jens Pommer (KV Düsseldorf); Walter Zuber (KV Aurich-
Norden); Bettina Deutelmoser (BV Bundesverband); Clara-Sophie Schrader (KV Berlin-
Pankow); Ulrich Gundert (KV Reutlingen); Angelika Aigner (KV Traunstein); Hans
Schmidt (KV Bad Tölz-Wolfratshausen); Elisabeth Dorff (KV Rastatt/Baden-Baden); Axel
Wunsch (KV Rastatt/Baden-Baden); Matthias Henneberger (KV Wunsiedel); Roland
Appel (KV Bonn); Andreas Kleist (KV Coburg-Land); Sigrid Pomaska-Brand (KV
Märkischer Kreis); Anna Katharina Boertz (KV Celle); Ralph Pies (KV Offenbach-Land);
Renate Steinhoff (KV Hannover); Detlef Wilske (KV Berlin-Lichtenberg); Dorothea
Martin (KV Barnim); sowie 30 weitere Antragsteller*innen, die online auf Antragsgrün
eingesehen werden können.
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